
Dieser Plan enthält Festsetzungen nach § 9 Baugesetzbuch (BauGB) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBl. I S. 3634), 
zuletzt geändert durch Artikel 9 Aufbauhilfegesetz 2021 vom 10. September 
2021 (BGBl. I S. 4147), der Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 21. November 2017 (BGBl. I S. 3786), 
zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes zur Mobilisierung von Bauland 
vom 14. Juni 2021 (BGBl. I S. 1802), und der Bauordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen (Landesbauordnung 2018 - BauO NRW 2018) vom 21. 
Juli 2018 (GV. NRW. S. 421), zuletzt geändert durch das Gesetz vom 30. Juni 
2021 (GV. NRW. S. 822). 
Soweit in den textlichen Festsetzungen Bezug genommen wird auf 
technische Regelwerke – VDI-Richtlinien, DIN-Vorschriften sowie Richtlinien 
anderer Art – werden diese zur Einsicht bei der auslegenden Stelle 
bereitgehalten. 
 
I. Textliche Festsetzungen 
 
1 Art der baulichen Nutzung 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i. V. m. §§ 1 – 15 BauNVO) 

Allgemeines Wohngebiet (§ 1 Abs. 2 Nr. 3 i. V. m. § 4 BauNVO) 
Allgemeine Wohngebiete dienen überwiegend dem Wohnen. 

Zulässig sind: 
− Wohngebäude, 
− die der Versorgung des Gebietes dienenden Läden, Schank- und 

Speisewirtschaften sowie nicht störende Handwerksbetriebe, 
− Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und 

sportliche Zwecke. 
 
Ausnahmsweise können zugelassen werden: 
− sonstige nicht störende Gewerbebetriebe, 
− Anlagen für Verwaltungen. 
 
Unzulässig sind: 
− Betriebe des Beherbergungsgewerbes, 
− Gartenbaubetriebe, 
− Tankstellen. 
 

2 Maß der baulichen Nutzung 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i. V. m. §§ 16 – 21 BauNVO) 

2.1 Grundflächenzahl (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i. V. m. §§ 17 – 19 
BauNVO) 
Die zulässige Grundflächenzahl darf durch die Grundflächen der in 
§ 19 Abs. 4 BauNVO genannten Anlagen bis zu einer 
Grundflächenzahl von 0,8 überschritten werden.  



2.2 Gebäudehöhe (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i. V. m. § 18 BauNVO) 
Der obere Bezugspunkt für die Bemessung der festgesetzten 
Gebäudehöhen in Meter über Normalhöhennull (NHN) ist der obere 
Abschluss der Attika inklusive der dazugehörenden Brüstungen (OK 
Attika) oder der obere Abschluss des Dachfirstes (GH).  
Der obere Bezugspunkt für die Bemessung der festgesetzten 
Mindesthöhen des Erdgeschossfertigfußbodens in Meter über 
Normalhöhennull (NHN) ist der obere Abschluss des 
Erdgeschossfertigfußbodens (OK FFEG). 
Die im Bebauungsplan festgesetzten maximalen Gebäudehöhen 
dürfen ausnahmsweise überschritten werden durch:  
− technische Aufbauten,  
− Fahrstuhlüberfahrten,  
− Anlagen zur regenerativen Energiegewinnung,  
sofern diese Aufbauten und Anlagen eine Höhe von 1,50 m nicht 
überschreiten und um das Maß ihrer Höhe von der Außenkante des 
darunterliegenden Geschosses zurückgesetzt werden.  
 

3 Bauweise (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i. V. m. § 22 BauNVO) 

In der abweichenden Bauweise sind Gebäude mit seitlichem 
Grenzabstand zu errichten. Die Länge der Gebäude darf mehr als 
50 m betragen.  
 

4 Überbaubare Grundstücksflächen 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i. V. m. § 23 BauNVO) 

An den seitlichen Rändern der festgesetzten Durchfahrten (horizontal 
gestaffelte Baulinien und Baugrenzen) sind notwendige Stützmauern 
zulässig. 
Außerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen sind allgemein 
zulässig: 
− unterirdische Gebäude und unterirdische Teile von Gebäuden 

innerhalb der als Flächen für Gemeinschaftstiefgaragen 
festgesetzten Flächen, 
 

Ausnahmsweise zulässig sind: 
− überdachte Hauseingänge, 
− Nebenanlagen gem. § 14 BauNVO, jedoch keine Anlagen für 

Kleintierhaltung, 
− Fahrradabstellanlagen, 
− Trafostationen, 
− nicht überdachte Terrassenanlagen bis zu einer Fläche von 

maximal 20 m2 pro Terrassenanlage, 
− in den mit „ÜB“ gekennzeichneten überbaubaren 

Grundstücksflächen Balkone ab dem 1. OG bis zu einer Tiefe von 
2,0 m auf einer Länge von maximal 50 % der Außenwand je 
Geschoss. In den nicht mit „ÜB“ gekennzeichneten überbaubaren 



Grundstücksflächen sind keine Überschreitungen durch Balkone 
zulässig. 

 
5 Nebenanlagen, Stellplätze und Garagen 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB i. V. m. § 12 Abs. 6 und § 14 BauNVO) 

Nebenanlagen im Sinne des § 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB und des § 14 
Abs. 1 BauNVO sind, soweit sie nicht gem. der textlichen Festsetzung 
Nr. 4. ausnahmsweise zulässig sind, ausschließlich innerhalb der 
überbaubaren Grundstücksflächen zulässig. Spiel-, Freizeit- und 
Erholungsflächen sind auch außerhalb der überbaubaren 
Grundstücksflächen zulässig. 
Einrichtungen und Anlagen für die Tierhaltung, einschließlich der 
Kleintiererhaltungszucht und Kleintierhaltung gem. § 14 Abs. 1 Satz 2 
BauNVO sind nicht zulässig. 
Oberirdische Stellplätze, Garagen sowie Tiefgaragen gem. § 12 
BauNVO sind ausschließlich innerhalb der für sie festgesetzten 
Flächen zulässig.  
Die Tiefgarage ist als Gemeinschaftsanlage gem. § 9 Abs. 1 Nr. 22 
BauGB innerhalb der für sie festgesetzten Flächen zu errichten. Sie 
dient dem Bedarf der Nutzungen im Plangebiet. 
 

6 Bereiche für Ein- und Ausfahrten (§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB) 

Zufahrten und Ausfahrten von Tiefgaragen sind nur innerhalb der 
zeichnerisch festgesetzten Bereiche zulässig. Dabei ist innerhalb des 
mit „(1)“ gekennzeichneten Bereichs nur die Zufahrt und innerhalb 
des mit „(2)“ gekennzeichneten Bereichs nur die Ausfahrt zulässig.  
Es können Ausnahmen von der getroffenen Festsetzung zu den Ein- 
und Ausfahrtbereichen der Tiefgarage zugelassen werden, soweit 
Flächen für die Feuerwehr benötigt werden.  
 

7 Geh-, Fahr- und Leitungsrechte (§ 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB) 

Die in der Planzeichnung mit GFL 1 festgesetzten Flächen sind mit 
einem Geh-, Fahr- und Leitungsrecht zugunsten von Ver- und 
Entsorgungsträgern und Anliegern sowie einem Geh- und Fahrrecht 
zugunsten von Notfallfahrzeugen und Notfalleinsatzkräften zu 
belasten. Das Gehrecht umfasst die Befahrung mit Fahrrädern. 
Die in der Planzeichnung mit GFL 2 festgesetzten Flächen sind mit 
einem Geh-, Fahr- und Leitungsrecht zugunsten von Ver- und 
Entsorgungsträgern, einem Geh- und Fahrrecht zugunsten von 
Notfallfahrzeugen und Notfalleinsatzkräften sowie mit einem Geh- 
und Leitungsrecht zugunsten von Anliegern zu belasten. Das 
Gehrecht umfasst die Befahrung mit Fahrrädern.  
 



8 Vorkehrungen zum Schutz gegen schädliche Umwelteinwirkungen 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB i. V. m. § 9 Abs. 2 BauGB) 

8.1 Verkehrslärm 
8.1.1 Bei Errichtung, Änderung und Nutzungsänderung von Gebäuden mit 

Aufenthaltsräumen sind technische Vorkehrungen zum baulichen 
Schallschutz gegen Außenlärm entsprechend der jeweils zum 
Zeitpunkt der Einreichung des Bauantrages bzw. bei 
genehmigungsfreien oder genehmigungsfrei gestellten Bauvorhaben 
zu Beginn des Ausführungszeitpunktes als technische 
Baubestimmung eingeführten Fassung der DIN 4109 vorzusehen. Für 
die Bestimmung des Schalldämmmaßes für die Außenbauteile von 
Aufenthaltsräumen sind nach DIN4109:2018 dB-scharfe Werte des 
maßgeblichen Außenlärmpegels bei der Ausführungsplanung 
heranzuziehen. Sofern nicht ein höherer Beurteilungspegel 
festgesetzt ist, ist als Mindestanforderung hierbei ein 
Beurteilungspegel von 62 dB(A) im Tages- und 55 dB(A) im 
Nachtzeitraum zu berücksichtigen. 

8.1.2 An Gebäudefronten, die an den mit Schrägschraffur (/////) 
gekennzeichneten Baugrenzen, parallel zu diesen oder in einem 
Winkel bis 90° zu diesen stehen, ist bei Errichtung, Änderung und 
Nutzungsänderung von Gebäuden für Aufenthaltsräume in 
Wohnungen und Übernachtungsräume (auch in Kindertagesstätten), 
die nur Fenster zu den Fassaden mit dieser Signatur besitzen, eine 
ausreichende Luftwechselrate bei geschlossenen Fenstern und Türen 
sicherzustellen. Dabei ist zu gewährleisten, dass das erforderliche 
Schalldämmmaß des Außenbauteils gemäß Ziffer 8.1.1 nicht 
unterschritten wird.  

8.1.3 An Gebäudefronten, die an den mit Schrägschraffur (/////) und 
Kennzeichnung BP68 gekennzeichneten Baugrenzen, parallel zu 
diesen oder in einem Winkel bis 90° zu diesen stehen, sind bei 
Errichtung, Änderung und Nutzungsänderung in Gebäuden für Büro- 
und Unterrichtsräume, die nur Fenster zu den Fassaden mit dieser 
Signatur besitzen, eine ausreichende Luftwechselrate bei 
geschlossenen Fenstern und Türen sicherzustellen. Dabei ist zu 
gewährleisten, dass das erforderliche Schalldämmmaß des 
Außenbauteils gemäß Ziffer 8.1.1 nicht unterschritten wird.  

8.1.4 An Gebäudefronten, die an den mit Schrägschraffur (/////) und 
Kennzeichnung BP68 gekennzeichneten Baugrenzen, parallel zu 
diesen oder in einem Winkel bis 90° zu diesen stehen, sind bei 
Errichtung, Änderung und Nutzungsänderung von Gebäuden 
öffenbare Fenster oder sonstige Öffnungen zu Aufenthaltsräumen von 
Wohnungen nur zulässig, wenn mindestens die Hälfte der 
Aufenthaltsräume einer Wohnung über ein öffenbares Fenster oder 
sonstige Öffnung zu einer Fassade mit einem Beurteilungspegel von 
<= 62 dB(A) am Tag verfügt.  

8.1.5 Es können Ausnahmen von den Festsetzungen Ziffer 8.1.2 bis 8.1.4 
zugelassen werden, soweit durch ein Sachverständigenbüro für 
Schallschutz nachgewiesen wird, dass mit anderen geeigneten 
Maßnahmen die Anforderungen an gesunde Wohn- und 



Arbeitsverhältnisse erreicht werden können. Der Nachweis ist 
basierend auf den Grundlagen der im Bebauungsplanverfahren 
ermittelten Lärmwerte zu führen, soweit nicht dauerhafte und 
wesentliche Veränderungen der Verkehrsströme vorliegen.   

8.2 Tiefgaragenein- und -ausfahrten 
8.2.1 Rolltore und Entwässerungsrinnen in Tiefgaragenein- und -

ausfahrten sind unter Einhaltung des Stands der 
Lärmminderungstechnik auszuführen. 

8.2.2 Tiefgaragenausfahrten müssen auf einer Länge von mindestens 5 m 
hinter der Ausfahrt eine Schallabsorption an der Deckenunterseite 
und an den Wandinnenseiten von mindestens DLa ≥ 8 gem. ZTV-Lsw 
06 (Zusätzliche Technische Vertragsbedingungen und Richtlinien für 
die Ausführung von Lärmschutzwänden an Straßen, Ausgabe 2006, 
Hrsg.: Forschungsgesellschaft für Straßen- und Verkehrswesen, zu 
beziehen bei der FGSV Verlag GmbH, Köln) aufweisen. 

8.2.3 An Gebäudefronten, die an den mit Schrägschraffur (/////) und 
Kennzeichnung TG gekennzeichneten Baugrenzen oder parallel zu 
diesen stehen, ist bei Errichtung, Änderung und Nutzungsänderung 
von Gebäuden der Einbau von öffenbaren Fenstern und Türen für 
schutzbedürftige Räume gemäß DIN 4109 nicht zulässig.  

8.2.4 Es können Ausnahmen von der Festsetzung 8.2.3 zugelassen werden, 
soweit in einem schalltechnischen Gutachten nachgewiesen und 
behördlich festgestellt wird, dass durch andere geeignete 
Maßnahmen die Anforderungen der TA Lärm eingehalten werden.   

8.3 Tiefgaragenentlüftung 
Tiefgaragen sind über Dach der aufstehenden und angrenzenden 
Gebäude zu entlüften.  
Von dieser Festsetzung kann abgewichen und ausnahmsweise eine 
anderweitige (mechanische oder natürliche) Lüftungsanlage der 
Tiefgarage realisiert werden, wenn über ein mikroskaliges, 
lufthygienisches Ausbreitungsgutachten (z.B. MISKAM) im Rahmen 
des Baugenehmigungsverfahrens nachgewiesen wird, dass der 
Vorsorgewert für NO2 für das Jahresmittel von 33,9 µg/m³ 
eingehalten wird. 
 

9 Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen  
(§ 9 Abs. 1 Nr. 25 BauGB) 

9.1 Bepflanzung der nicht überbauten Grundstücksflächen 

In den Baugebieten sind die nicht überbauten Grundstücksflächen mit 
einer strukturreichen Mischvegetation aus standortgerechten 
Bäumen, Sträuchern, Bodendeckern und Rasen dauerhaft zu 
begrünen. Je 100 Quadratmeter der Vegetationsfläche ist ein kleiner 
Laubbaum (Baum III. Ordnung, 7-15 Meter Höhe) mit einem 
Stammumfang von 20-25 Zentimeter zu pflanzen.  
Alternativ ist je 200 Quadratmeter ein großkroniger Laubbaum (Baum 
I. Ordnung, > 20 Meter Höhe) mit einem Stammumfang von 25-30 
Zentimeter auf der nicht unterbauten Fläche zu pflanzen. 



9.2 Dachbegrünung 
Flachdächer und flach geneigte Dächer bis max. 15° Dachneigung des 
obersten Geschosses mit aufgeständerten Anlagen für Fotovoltaik 
und Solarthermie sind unter Beachtung der brandschutzrechtlichen 
Bestimmungen mit einer standortgerechten Vegetation mindestens 
extensiv zu begrünen. Die Stärke der Vegetationstragschicht muss 
mindestens 12 cm zuzüglich Drainschicht betragen.  
Ohne aufgeständerte Anlagen für Fotovoltaik und Solarthermie sind 
Flachdächer und flach geneigte Dächer des obersten Geschosses bis 
max. 15° Dachneigung unter Beachtung der brandschutzrechtlichen 
Bestimmungen mit einer standortgerechten Vegetation einfach 
intensiv zu begrünen. Die Stärke der Vegetationstragschicht muss 
mindestens 40 cm zuzüglich Drainschicht betragen.  
Flachdächer und flach geneigte Dächer bis max. 15° Dachneigung 
unterhalb des obersten Geschosses liegender Geschosse sind unter 
Beachtung der brandschutzrechtlichen Bestimmungen mit einer 
standortgerechten Vegetation mindestens extensiv zu begrünen.  
Von der Dachbegrünung ausgenommen sind begehbare 
Dachterrassen, verglaste Flächen und technische Aufbauten. 

9.3 Begrünung von Tiefgaragendecken oder unterirdischen Teilen von 
Gebäuden 
Auf Tiefgaragendecken oder unterirdischen Gebäudeteilen ist – 
soweit sie nicht durch Gebäude oder Wegeflächen überbaut werden – 
eine Vegetationsfläche bestehend aus einer 80 cm starken 
Bodensubstratschicht zuzüglich einer Drainschicht aufzubauen. Im 
Bereich von Baumstandorten ist die Stärke der Bodensubstratschicht 
auf mindestens 130 cm (zuzüglich Drainschicht) zu erhöhen. Das 
durchwurzelbare Substratvolumen muss mindestens 50 m³ je 
Baumstandort betragen.  
Der Begrünungsaufbau und die verwendeten Materialien und 
Substrate für die Dach- und Tiegaragenbegrünung sind gemäß der 
„FLL-Richtlinie für die Planung, Ausführung und Pflege von 
Dachbegrünungen“ auszuführen (siehe auch IV. Hinweise, 
Nummer 4). 
 

10 Bedingte Festsetzung (§ 9 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 BauGB) 

In denjenigen überbaubaren Grundstücksflächen, in denen keine 
Bauweise festgesetzt ist, ist eine Nutzung zu Wohnzwecken nur 
zulässig, wenn das Gebäude an der festgesetzten 
Tiefgaragenausfahrt mindestens in der Länge des in der 
Planzeichnung dort mit der zeichnerischen Eintragung für die 
bedingte Festsetzung gekennzeichneten Bereichs ( - - - - - - ) 
durchgehend und mit lückenlosem Anschluss an die Bebauung an der 
Kölner Landstraße errichtet ist und die Mindesthöhe des bestehenden 
Gebäudes (Oberkante Dach 44,22 m ü. NHN) nicht unterschritten 
wird.  
 



11 Gestalterische Festsetzungen 
(§ 9 Abs. 4 BauGB i. V. m. § 89 BauO NRW) 

11.1 Nicht-Vollgeschoss 
Oberhalb des obersten Vollgeschosses ist ein Nicht-Vollgeschoss 
zulässig. 

11.2 Einfriedungen  
Einfriedungen sind ausschließlich in Form von Hecken mit einer 
maximalen Höhe von 1,30 m zulässig. Ausnahmsweise sind 
Drahtzäune bis zu einer Höhe von 1,10 m zulässig, sofern sie in eine 
zweireihige Heckenpflanzung integriert sind. 
Entlang der Grünfläche am Scheidlingsmühlenweg ist eine solche 
Einfriedung zwingend anzulegen, die durch mindestens eine Öffnung 
für Fußgänger in der als GFL 2 festgesetzten Fläche unterbrochen 
werden muss.  
Einfriedungen sind auf den mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten zu 
belastenden Flächen nicht zulässig. 
Es können Ausnahmen von der getroffenen Festsetzung zugelassen 
werden, soweit Ein- und Ausfahrten für die Feuerwehr oder Flächen 
für die Feuerwehr benötigt werden. 

11.3 Werbeanlagen 
Werbeanlagen sind ausschließlich an der Stätte der Leistung zulässig, 
dürfen an den Fassaden der Gebäude angebracht werden und haben 
sich in Größe, Form, Material, Farbe und Lichtwirkung dem 
Erscheinungsbild der Fassade unterzuordnen. Bei Schriften sind 
Einzelbuchstaben nur bis zu einer Höhe von 0,40 m zu verwenden. 
Fensterbeklebungen sind nur bis 20% der Schaufensterfläche 
zulässig. Weiterhin sind als Werbeanlage nicht zulässig: 
− Blinklichtanlagen, 
− Lauflichtanlagen, 
− Projektoren und Monitore aller Art, 
− Angestrahlte Anlagen, wenn die Lichtquelle bewegt oder 

verändert wird, 
− Anlagen mit der Möglichkeit, Motive zu wechseln (Wendeanlagen), 
− Kombinationen der vorgenannten Anlagen. 

11.4 Abfallbehälter und Müllcontainer 
Abfallbehälter und Müllcontainer sind in die Gebäude oder in die 
Tiefgarage zu integrieren. Standorte für Abfallbehälter und 
Müllcontainer sind ausschließlich innerhalb der überbaubaren 
Grundstücksfläche oder in der Tiefgarage zulässig. 
Ein Sammelstandort zur Abholung / Leerung von Abfallbehältern und 
Müllcontainern ist ausschließlich in der dafür festgesetzten Fläche 
zulässig. Dieser Sammelstandort ist in der dafür festgesetzten Fläche 
anzulegen und jederzeit zugänglich zu halten. 
 
 



II. Kennzeichnung 
 
1 Flächen, deren Böden erheblich mit umweltgefährdenden Stoffen 

belastet sind (§ 9 Abs. 5 Nr. 3 BauGB) 

Im Plangebiet wurden Auffüllungen und Bodenbelastungen 
festgestellt. Es handelt sich um die Altstandorte AS 4566 und AS 
4633 aus dem Kataster für Altablagerungen und Altstandorte der 
Landeshauptstadt Düsseldorf. 

Werden im Rahmen der Erdarbeiten Bodenauffälligkeiten, z. B. 
hinsichtlich Geruch, Farbe, Konsistenz, Zusammensetzung 
angetroffen, so ist unverzüglich die Untere Bodenschutzbehörde zu 
informieren, damit gegebenenfalls weiterführende Maßnahmen 
hinsichtlich umwelttechnischer Belange abgestimmt und ausgeführt 
werden können. 
Im Zuge von Erdarbeiten sind gegebenenfalls vorhandene 
Auffüllungen fachgerecht zu entsorgen. Sollten aufgefüllte 
Materialien auf der Fläche umgelagert werden, so ist dieses mit der 
Unteren Bodenschutzbehörde abzustimmen. 
 
 

III. Nachrichtliche Übernahmen (§ 9 Abs. 6 BauGB) 
 

1 Wasserschutzzonen 

Das Plangebiet befindet sich der Wasserschutzzone III B des 
Wasserschutzgebietes Flehe. Die Verbote der gültigen 
Wasserschutzgebietsverordnung sind zu beachten. 

2 Hochwasserschutz 

Das Plangebiet befindet sich innerhalb der Hochwasserrisikogebiete 
des Rheins. Diese Gebiete können bei einem extremen 
Hochwasserereignis sowie bei Versagen von 
Hochwasserschutzanlagen auch bereits bei einem häufigen oder 
mittleren Hochwasser überflutet werden. Zur weiteren Information 
wird auf die Hochwassergefahren- und Hochwasserrisikokarten unter 
www.flussgebiete.nrw.de verwiesen. 

 
 
IV. Hinweise 

 

1 Niederschlags- und Schmutzwasserbeseitigung 

Das anfallende Schmutz- und Niederschlagswasser ist der 
öffentlichen Kanalisation zuzuleiten. 



2 Löschwasserversorgung 

An der Tordurchfahrt Kölner Landstraße Nr. 18 befinden sich im 
Bürgersteig zwei Unterflurhydranten. Die Notwendigkeit weiterer 
Hydranten oder weiterer Maßnahmen ist im 
Baugenehmigungsverfahren zu klären.  

3 Kampfmittel 

Weist bei Durchführung der Bauvorhaben der Erdaushub auf eine 
außergewöhnliche Verfärbung hin oder werden verdächtige 
Gegenstände beobachtet, sind die Arbeiten sofort einzustellen und 
der Kampfmittelbeseitigungsdienst über die Feuerwehr bzw. über die 
Polizei zu verständigen. 

4 Dach- und Tiefgaragenbegrünung 

Der Begrünungsaufbau und die verwendeten Materialien und 
Substrate für die Dachbegrünung sind gemäß der jeweils bei Eingang 
des Bauantrags als Richtlinie eingeführten Fassung der „FLL-
Richtlinie für die Planung, Ausführung und Pflege von 
Dachbegrünungen“, auszuführen (FLL = Forschungsgesellschaft 
Landschaftsentwicklung Landschaftsbau e. V., Bonn). 

5 Denkmalschutz 

Bei Eingriffen im Plangebiet wird auf die Meldepflicht und das 
Verhalten bei der Entdeckung von archäologischen Bodenfunden 
gemäß §§ 15 und 16 Denkmalschutzgesetz (DSchG NRW) 
hingewiesen. 

6 Erdbebenzone 

Das Plangebiet befindet sich in Erdbebenzone 1 in der 
Untergrundklasse T (= Übergangsbereich zwischen den Gebieten der 
Untergrundklassen R und S sowie Gebiete relativ flachgründiger 
Sedimentbecken) gemäß der Karte der Erdbebenzonen und 
geologischen Untergrundklassen der Bundesrepublik Deutschland  
1 : 350.000, Bundesland Nordrhein-Westfalen (Juni 2006). Karte zu 
DIN 4149 (Fassung April 2005). 

7 Überlagerung von Bebauungsplänen 

Mit Inkrafttreten dieses Bebauungsplanes werden in seinem 
Geltungsbereich die bisher gültigen Bebauungspläne oder Teile von 
Bebauungsplänen durch neues Planungsrecht überlagert. Betroffen 
ist der Fluchtlinienplan Nummer 5773/10. 
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